
 

 

Antragsunterlagen investive Vorhaben 

Angaben zu Trägerschaft • Gesellschaftsvertrag, Vereinssatzung o.ä. 
ggf. Nachweis, dass der Träger nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet ist. 
ggf. Trennungsrechnung 

• Nachweis LTO-Mitgliedschaft oder Zusammenarbeit 
ggf. Kooperationsvereinbarung 

Vorhabenbeschreibung 
mit folgenden 
Mindestinhalten 

• Zuordnung zu den Fördergegenständen der Richtlinie (2.2) 
• detaillierte Beschreibung der Projektinhalte und 

Maßnahmen 
• Beitrag zu den Zielen und Handlungsfeldern der BLT-

Strategie, erwartete Wirkungen und touristische 
Bedeutung 

• Zeitplan 
• Unterhaltungskonzept (bei Wegeinfrastrukturen) 
• Sicherstellung der Folgekosten für Unterhaltung und 

Betrieb der Infrastruktur für die Dauer der Zweckbindung 
Bauunterlagen • Baubeschreibung 

• Kostenberechnung (LPH 3 nach HOAI) im Format nach 
DIN 276 (dritte Stufe) 

• Kommunale Träger: ggfl. Prüfvermerk der fachtechnischen 
Dienststelle (gem. VV-K zu § 44 LHO Nr. 6.3) 

• Grundbuchauszug/Auszug aus dem 
Eigentümerverzeichnis oder sonstiger geeigneter 
Nachweis über die bestehenden Eigentumsverhältnisse 

• Flächennutzungsplan, Lageplan, Bebauungsplan; sonst 
Bescheinigung der zuständigen Behörde über die voraus-
sichtliche Vereinbarkeit des Vorhabens mit 
raumordnungs- und landesplanerischen Zielen 

• Baugenehmigung 
• ggf. Zulassung (z.B. immissionsschutz-, abfall- oder 

wasserrechtliche Genehmigung, 
Planfeststellungsverfahren) 

• ggf. Prüfbericht bzgl. Umweltverträglichkeitsprüfung nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) oder landesrechtliche Vorschriften 

• Prüfergebnis, wenn die Maßnahme potenziell 
Auswirkungen auf Gebiete des europäischen 
ökologischen Netzes „Natura 2000“ (FFH- und/oder 
Vogelschutzgebiete) hat 

Finanzierung • Kosten- und Finanzplan 
• Eigenmittelnachweis (Kommunale Träger benötigen 

grundsätzlich einen Haushaltsbeschluss. Sollte dieser 
zum Ende der Antragsfrist nicht vorliegen, ist für die 
Antragstellung zunächst die Einreichung eines 
vorhabenbezogenen Beschlusses zur Finanzierung des 
Projektes und zu den Folgekosten möglich. Die 
Nachreichung des Haushaltsbeschlusses muss bis 



 

spätestens zur ARGE-Auswahlsitzung (üblicherweise 6 
Wochen nach Antragsfristende erfolgen.)) 

• Ggf. Nachweis Vorsteuerabzugsberechtigung 
• ggf. Nachweis Drittmittel 
• Wirtschaftlichkeitsberechnung (bei einnahmeschaffenden 

Investitionen) ggf. Besicherungserklärung 
Weitere Unterlagen • Scoringbogen investive Vorhaben 

• Klimaverträglichkeitsprüfung (KVP-Tool) 
• Datenschutzrechtliche Aufklärung 

 


